
Der Vorsitzende der 
Gemeindevertretung Gründan 

An die Mitglieder 
- der Gemeindevertretung 
- des Gemeindevorstandes 

Sehr geehrte Damen und Herren! 

Gründau, den 14. September 2011 

Zur 4. Sitzung der Gemeindevertretung lade ich Sie hiermit ein auf: 

M o n t a g, den 26. September 2011, 20.00 Uhr, 
in die Mehrzweckhalle Mittel-Gründau 

Tagesordnung: 

1. Mitteilungen des Gemeindevorstandes und Anfragen hierzu. 
2. Wahl des Ortsgerichtsvorstehers und eines Schöffen für das Ortsgericht 

Gründan I. 
3. Beratung und Beschlussfassung der neuen Feuerwehrsatzung. 
4. Beratung und Beschlussfassung über die Beauftragung des Gemeindevorstandes 

mit der Prüfung der Möglichkeiten und Bedingungen zur Errichtung und Betrieb eines 
Bestattungswaldes aufG1ündauer Gemarkung (Antrag der SPD-Fraktion). 

5. Anfragen. 

Mit freundlichen Grüßen 

b ~J~JJ4 ~ v~~ f' 
CN'*bert Breunig) ~ 
Vorsitzender I 

Anlagen: Beschlussvorlagen 
Niederschrift der 3. Sitzung 

Fraktionssitzungen: 
SPD: Dienstag, 20.09.2011, 19.00 Uhr, DGH Lieblos, kl. Kollegraum 
CDU: Dienstag, 20.09.2011,20.00 Uhr, Vereinsheim "Harmonie", Lieblos 
FWG. Dienstag, 20.09.2011, 20.00 Uhr, Rathaus 



4. Gemeindevertretersitzung am 26.09.2011 

Vorlage zu TOP 2 

Betr.: Wahl des Ortsgerichtsvorstehers und eines Schöffen für das 
Ortsgericht Gründan I 

1. Die Wahlzeit des Ortsgerichtsvorstehers Bemd Rückriegel im Ortsgerichtsbezirk Gründau I 
(zuständig für die Ortsteile Lieblos, Rothenbergen und Niedergründau), läuft zum 
30.10.2011 aus. 
Zum gleichen Zeitpunkt endet auch die Wahlzeit des Schöffen Eduard Beschomer im 
Ortsgerichtsbezirk Gründau I. 

2. Die Ernennung von Ortsgerichtsmitgliedern erfolgt gern. § 7 Ortsgerichtsgesetz auf 
Vorschlag der Gemeinde durch die Direktorin des Amtsgerichts Gelnhausen. 

3. Beide Ortsgerichtsmitglieder haben ihre Bereitschaft erklärt, das Ehrenamt für 
weitere fünf Jahre auszuüben. 

4. Der Gemeindevorstand schlägt für beidePositionendie Wiederwahl der seitherigen 
Ortsgerichtsmitglieder vor. 

Beschlussempfehlung: 

a) Herr Bcrnd Rückriegel, geb. 27.10.1958, Verwaltungsfachangestellter, wohn­
haft Am Pechofen 15, Gründau-Lieblos, wird zum Ortsgerichtsvorsteher für 
das Ortsgericht Gründan I gewählt. 

b) Herr Eduard Beschorner, geb. 17.09.1939, Rentner, wohnhaft Wingertstr. 17 a, 
Gründau-Rothenbergen, wird zum Ortsgerichtsschöffen für das Ortsgericht 
Gründan I gewählt. 

6. Die Wahlen sind gemäß den Bestimmungen des§ 55 Abs. 3 HGO durchzuführen. 
Danach kann bei Wahlen, die nach Stimmemnehrheit vorzunehmen sind, wenn 
niemand widerspricht, durch Handaufheben gewählt werden. 

6. Dieser Punkt wird durch den Haupt- und Finanzausschuss beraten. 



4. Gemeindevertretersitzung am 26.09.2011 

Vorlage zu TOP 3 

Betr.: Beratung und Beschlussfassung der (neuen) Feuerwehrsatzung 

1. Am 01.12.2009 traten durch die Änderung des Hessischen Gesetzes über den Brand­
schutz, die allgemeine Hilfe und den Katastrophenschutz (HBKG) zahlreiche Än­
dernngen in Kraft. 
Aus diesem Grund hat der Hessische Städte- nnd Gemeindebund in Absprache mit dem 
Hessischen Städtetag, dem Landesfeuerwehrverband und dem Hessischen Innenminis­
terium eine neue Feuerwehrmustersatznng erarbeitet nnd den Mitgliedsgemeinden zur 
Übernahme vorgeschlagen. 

2. Basierend auf der neuen Mustersatznng hat Gemeindebrandinspektor Uwe Döring nnter 
Mitwirkung der Führungen aller Ortsteilwehren eine neue Satznng für die Gründauer 
Feuerwehr (Anlage 1, rechte Spalte) erstellt. In der linken Spalte ist die bisherige Feuer­
wehrsatznng aus dem Jahr 2000 einschließlich der beiden in den Jahren 2000 und 2006 
beschlossenen Änderungen gegenübergestellt. 

3. Wesentliche Änderungen= bisherigen SatZung sind: 
- Aufnahme der Abteilung "Kindergruppe", § 3, Nr. 4 
- Feuerwehrdienst nur in maximal zwei Wehren, § 4, Nr. 3 
-Beendigung des Feuerwehrdienstes spätestens mit Vollendnng des 65. Lebensjahres, 

§ 6, Abs. I a) 
-Verlängerung der Zugehörigkeit= Einsatzabteilung nur nach Durchführung einer 

ärztlichen Untersuchung,§ 6, Abs. 2 
- § I 0 Jugendfeuerwehr: Einführung einer Jugendordnung 
- § 11, Eimichtung der "Kinderfeuerwehr Gründau" 
- Jahreshauptversarmnlung nur noch alle zwei Jahre, § 17, Abs. I 

4. Der Gemeindevorstand unterbreitet folgende Beschlussempfehlung: 
Die neue Satzung für die Freiwillige Feuerwehr der Gemeinde Gründan 
-Feuerwehrsatzung- wird in der vorliegenden Form beschlossen. 

5. Dieser Punkt wird durch den Haupt- nnd Finanzausschuss beraten. 
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Satzung für die Freiwillige Feuerwehr 
der staat/Gemeinde 

Gründau 

d 

Aufgrund der §§ 5 und 51 Nr. 6 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung vom 
01.04.1993 (GVBI. 19921 S. 534) zuletzt geändert durch Gesetz vom 17.12.1998 (GVBI. 19981 
s. 562) in Verbindung mit§§ 11, 1211 des Gesetzes Ober den Brandschutz, die Allgemeine Hilfe und 
den Katastrophenschutz (HBKG) vom 17.12.1998 (GVBJ. 1998 I S. 530) hat die 
Staell:>oererEiAeteA'o'eFSaFllFAli:IA§!/Gemeindevertretung der il!adtr'Gemeinde Gründau 
am 13.03. 2DDf6!gende 

SATZUNG (FEUERWEHRSATZUNG) 
beschlossen: 

(1) 

§1 
ORGANISATION, BEZEICHNUNG 

Die Freiwillige Feuerwehr der gee.u .Gemeinde Gründau ist als öffentliche 
Feuerwehr eine stäs'tisr,;l=le'gemeindliche Einrichtung (§ 7 Abs. 1 HBKG). Sie fOhrt die 
Bezeichnung 

,,Freiwillige Feuernrehr Gründau". 

Die Ortsteilfeuerwehren : 
zeichnung des Ortsteils und mar: 

führen als Zusatz die jeweilige Be-

Breitenbom, Gettenbach, Hain-Gründau, Lieblos, Mittel-Gründau, Niedergrilndau, 

Rothenbergen. 

(2) Sie steht unter der Leitung des S!:Stbral=!!;liRspe!~tgH;'der Sbdtbrandinspekforin, des 
Gemeindebrand in spe kto rs/d er Ge mei ndebra n d in spektorin . 

(3) Zur Gewinnung der notwendigen Anzahl von Feuerwehrangehörigen bedienen sie sich der 
Unterstatzung der Feuerwehrvereine. 
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Satzung für die Freiwillige Feuerwehr r 
der Gemeinde 

Gründau 

Aufgrund der§§ 5 und 51 Nr. 6 der Hessischen Gerreindeordnung (HGO) in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 07. M~IZ 2005 (GVBI I S. 142) zuletzt geändert durch Gesetz vom 
24. Marz 2010 (GVBI. I S. 119), in Verbindung mit §§ 11, 12 II des Hessischen Brand- und Katastrophen­
schutzgesetz (HBKG) in der Fassung vom 03. Dezember 2010 (GVBI I S. 502) hat die Gemeindevertretung 
der Gemeinde Gründau am folgende 

FEUERWEHRSATZUNG 
beschlossen: 

(1) 

§1 
ORGANJSATION, BEZEIC1-INUNG 

Die Freiwillige Feuerwehr der Gemeinde Gründau ist als öffentliche Feuerwehr eine gemeindliche 
Einrichtung (§ 7 Abs. 1 HBKG). Sie führt die Bezeichnung 

"Freiwillige Feuerwehr "Grondau" 

(2) Die Ortsteilfeuerwehren für die Ortsteile führen als Zusatz die jeweilige Bezeichnung des Ortsteiles 

(3) 

Gründau Lieblos 
Gründau Rothenbergen 
Gründau Niedergründau 
Gründau Mittei-Gründau 
Gründau Hain-Gründau 
Grondau Breitenborn 
Gründau Geltenbach 

Die Freiwillige Feuewehr der Gemeinde Gründau steht unter der Leitung des Gemeindebrandin­
spektorslder Gemeindebrandinspektorin. 



(1) 

(2) 

§2 
AUFGABEN DER FREIWILLIGEN FEUERWEHR 

Die Aufgaben der Freiwilligen Feuerwehr umfass~n _den vorbeugenden und abwehrenden 
Brandschutz, die Allgemeine Hilfe sowie die· Hilfe.leistung bei anderen Vorkommnissen im 
Sinne der§§ i und 6 HBKG und die Mitwirkung bei der Brandschutz.erziehung. 

Zur ErfOIIung ihrer Aufgaben hat die Freiwi!Jige Feuei"Nehr die aktiven Feuerwehrangehörigen 
nach den geltenden Feuei"Nehr-Dienstvorschriften und sonstigen einschlägigen Vorschriften 
aus- und fortzubilden. 

§3 
GLIEDERUNG DER. FREIWILLIGEN FEUERWEHR 

Die Freiwillige Feuernehr Gründau gliedert sich in folgende Abteilungen: 

1. 
2. 
3. 
4. 

(1) 

(2) 

(3) 

(1) 

(2) 

(3) 

Einsatzabteilung 
Altsrs- und Ehrenabteilung 
Jugendabteilung 
Musik-, Fanfarenzug-, Spielmannszugabteilung. 

§4 
PERSÖNLICHE AUSRÜSTUNG, ANZEIGEPFLICHTEN BEl SCHÄDEN 

Die FeUei"Nehrangehörigen haben die empfangene persönliche Ausrüstung pfleglich zu 
behandeln und nach dem Ausscheiden aus dem Feuerwehrdienst zurückzugeben. FOr 
verlorengegangene oder durch außerdianstlichen Gebrauch beschadigte oder unbrauchbar 
gewordene Teile der Ausrüstung kann die ~emeinde Ersatz verlangen. 

Die Feuerwehrangehörigen haben de1+1 StaGitbraRdiRi:"pektor'der Stadthrandinspek±orjn dem 
Gemeindebrandinspektor/der Gemaindebrandinspektorin oder dem Wehrführer/der 
WehrfO~rerin unverzüglich anzuzeigen 

a) im Dienst erlittene Körper- und Sachschaden, 
b) Verluste oder Schäden an der persönlichen und der sonstigen AusrOstung. 

Soweit AnsprOehe für oder gegen die .Sffie.l,lBemeinde in Frage kommen, hat der Empfänger 
der Anzeige nach Abs. 2 die Meldung enden ~1/Gemeindevorstand weiterzuleiten. 

§5 
AUFNAHME IN DIE EINSATZABTEILUNG DER 

FREIWILLIGEN FEUERWEHR 

Die Einsatzabteilung setzt sich zusammen aus den aktiven Angehörigen der Freiwilligen 
Feuernehr. ln die Einsatzabteilung können Personen mit besonderen Fahigkeiten und 
Kenntnissen zur Beratung der Freiwilligen Feuerwehr (Fachberater) aufgenommen werden. 

Als aktive Feuernehrangehörige können in der Regel nur Personen aufgenommen werden, 
die ihren Wohnsitz. in der ~t' Gemeinde. Gründau haben (Einwohner) oder 
regelmäßig für Einsätze in der s.taeUGemeinde Gründau zur Verfügung stehen. 
Führungskräfte der Freiwilligen Feuerwehr sollen Einwohner der ~Gemeinde 
GründaLl sein. Sie müssen den Anforderungen des Feuernehrdienstes geistig 
und körperlich gewachsen sein und das 17. Lebensjahr vollendet haben; sie dürfen das 
60. Lebensjahr nicht übersch.ritten haben (§ 10 Abs. 2 HBKG). 

Die Aufnahme in die Freiwillige Feuerwehr ist schriftlich ~ 
s•ae!ti3R3FJEliAE~ beim Gemeindebrandinspektor/bai der Gemeindebrandinspektorin 
oder beim Wehrtohrer/bei der Wehrführerin zu beantragen. Minderjährige haben mit dem 
Aufnehmeantrag die schriftliche Zustimmungserklärung ihrer gesetzlichen Vertreter 
vorzulegen. 

(1) 

(2) 

§2 
AUFGABEN DER FREIWILLIGEN FEUERWEHR 

Die Aufgaben der Freiwilligen Feuerwehr umfassen den vorbeugenden und abwehreOOen Brand­
schutz, die Allgemeine Hilfe sowie die Hilfeleistung bei anderen Vorkommnissen und die MlhNirkung 
bei der Brandschutzerziehung und -aufklarung im Sinne der§§ 1. 3 Abs. 1 Nr. 6 und 6 HBKG. 

Zur Erfüllung ihrer Aufgaben hat die Fre'l'vvilfiQe Feuen.vehr die aktiven Feuer.vehrangehörigen nach 
den geltenden Feuerwehr-Dienstvorschriften und sonstigen einschlägigen Vorschriften aus- und 
fortzubilden. 

§3 
GLIEDERUNG DER FREIWILLIGEN FEUERWEHR 

Die Freiwillige Feuerwehr GrOndau gliedert sich in folgende Abteilungen: 

(1) 

(2) 

(3) 

1. Einsalzabteilung 
2. Ehren- und Altersabteilung 
3. Jugendfeuerwehr 
4. Kindergruppe 

§4 
PERSÖNLICHE AUSRÜSTUNG, ANZEIGEPFLICHTEN BEl SCHÄDEN 

Die Feuer.vehrangehörigen haben die durch die Gemeinde unentgeiHich zur VerfOgung gestellte 
Dienst- und Schutzkleidung pfleglich zu behandeln und nach dem Ausscheiden aus dem Feuer-
1N8hrdienst zurückzugeben. FOr verlorengegangene oder durch außerdienstflehen Gebrauch be­
schädigte oder unbrauchbar gewordene Teile der Jl..usrüstung kann die Gemeinde Ersatz verlangen. 

Die Feuerwehrangehörigen haben dem Gemeindebrandinspektor/der Gemeindebrandinspektorin 
oder dem Wehrtohrer/der Wehr1Uhrerin unvefZOglich anzuzeigen: 

a) im Dienst erfltlene Körper- und Sachschäden, 
b) Verluste oder SchMen an der persönlichen und sonstigen Ausrüstung. 

Soweit Ansprüche für oder gegen die Gemeinde in Frage kommen, hat der Empfanger der Anzeige 
nach Abs. 2 die Meldung an den Gemeindevorstand weiterzuleiten. 



(4) 

(5) 

(1) 

(2) 

(3) 

(1) 

(2) 

(3) 

(4) 

Über den Aufnahmeantrag entsc:heidet der ~Gemeindevorstand bzw. in dessen 
Auftrag der Sta8t8raAEiiRSFJel-:tsr1 die Stadtbrat=~diRspektoril=l der Gemeindebrandinspektor/dis 
Gemeindebrandinspektorin nach Anhörung des Feuerwehrausschusses. Bei Zweifeln ober die 
geistige oder körperliche Tauglichkeit kann die Vorlage e'1nes amtsärztlichen Attestes verlangt 
werden. · · · 

Die Aufnahme in die Freiwillige Feuerwehr erfolgt durch SeFI Staelt9FaAEiiFISf!el<-teF!Sie 
S!aelti;JFeAeliRSI'JBI<l:eriA, e':n Gemeindebrandinspektor/dis Gemeindebrandinspektorin oder 
durch den Wehrführer/dis Wehrftlhrerin unter Überreichung der Satzung und durch 
Handschlag. Dabei ist der Feuerwehrangehörige durch Unterschriftsleistung auf die 
gewissenhafte Erfüllung seiner Aufgaben, die sich aus den gesetzlichen Bestimmungen, 
dieser Satzung sowie den Dienstanweisungen ergeben, zu verpflichten. 

§6 
BEENDIGUNG DERZUGEHÖRIGKEIT ZUR EINSATZABTEILUNG 

Die Zugehörigkeit zur Einsalzabteilung endet mit 

a) der Vollendung des 60. Lebensjahres, 
b) dem Austritt, 
c) dem Ausschluß. 

Der Austritt muß schriftlich gegenOber de~ Staeltb~=aRelh=ts)2eldG'F1der StaeltbreRiiliRspel~tgrin, 
dem Gemeindebrandinspektor/der Gemeindebrandinspektorin oder dem WehrtOhrer/der 
WehrfOhrerin erklärt werden. 

Der~Gemeindevorstand kann einen Angehörigen der Einsatzabteilung aus wichtigem 
Grund- nach Anhörung des Feuerwehrausschusses- durch schriftlichen, mit Begründung und 
Rechtsbehe~sbelehrung versehenen Bescheid aus der Freiwilligen Feuerwehr ausschließen. 
Zuvor ist dem/der Betroffenen Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Wichtiger Grund ist 
insbesondere das mehrfache unentschuldigte Fernbleiben vom Einsatz und/oder bei 
angesetzten Übungen. 

RECHTE UND PFLICHTEN DER ANJE
7
HÖRIGEN DER EINSATZABTEILUNG 

Die Angehörigen der Einsatzabteilung haben das Recht zur Wahl -des-
~RdiRSßel<tsrs/Eier Staelt9FaRe'iRSJ3elttsriR, des Gemeindebrandinspektors/der 
Gemeindebrandinspektorin, seines Stellvertreters/seiner Stetlvertreterin, des Wehrführers/der 
Wehrführerin, des stellvertretenden WehrfOhrers/der stellvertretenden WehrfOhrerin sowie der 
Mitglieder des Feuerwehrausschusses. Sie können zu Mitgliedern des Feuerwehr­
ausschusses gew;;!.hlt werden. 

Die Angehörigen der Einsatzabteilung haben die in § 2 bezeichneten Aufgaben nach 
Anweisung Ges Stadt8FaReliREflel4sre 1Ger 8tadtbr2RdiRspeld9rir:l des Gemeindebrand­
inspektors/der Gemeindebrandinspektorin oder der sonst zuständigen Vorgesetzten ge­
wissenhaft durchzuführen. Sie haben insbesondere 

a) 

b) 

die for den Dienst geltenden Vorschriften und Weisungen (z. B. Dienstvorschriften, 
Ausbildungsvorschriften, .Unfallverhütungsvorschrmen) sowie Anweisungen ·eles-­
Stselt6re:AEiiFISßel;teFS1eler ataEit9~ des Gemeindebrandinspektors/der 
Gemeindebrandinspektorin oder der sonst zuständigen Vorgesetzten zu befolgen, 

bei Alarm sofort zu erscheinen und den für den Alarmfall geltenden Anweisungen und 
Vorschriften Folge zu leisten, 

c) am Unterricht, an den Übungen und sonstigen dienstlichen Veranstaltungen 
teilzunehmen 

Neu aufgenommene Feuerwehrangehörige dürfen vor Abschluß der feuerwehr-technischen 
Ausbildung (Grundausbildung) nur im Zusammenwirken mit ausgebildeten und erfahrenen 
aktiven Feuerwehrangehörigen eingesetzt werden. 

Abs. 2 und 3 gilt nicht fürdie Fachberater im Sinne des§ 5 Abs. 1 Satz 2. 
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(1) 

(2) 

(3) 

(4) 

(5) 

(6) 

(1) 

(2) 

(3) 

(4) 

§5 
AUFNAHME IN DIE EINSATZABTEILUNG DER 

FREIWILLIGEN FEUERWEHR 

Die Einsatzabteilung setzt sich zusammen aus den aktiven AAgehörigen der Freiwilligen Feuer.vehr. 
ln die Einsatzabteilung können Personen mit besonderen Fi!ilhigkeiten und Kenntnissen zur Bera­
tung der Freiwilligen Feuerwehr (Fachberater) aufgenommen werden. 

Als aktive Feuerwehrangehörige können in der Regel nur Personen aufgenommen werden, die ihre 
Hauptwohnung in der Gemeinde GrOndau haben oder aufgn.md einer regelmaßigen Beschäftigung 
oder Ausbjdung oder in sonstiger Weise regelm~g flir Einsätze in der Gemeinde Grondau urd 
Aus- und Fortbildung zur Verfügung stehen. Sie müssen persönlich geeignet, den Anforderungen 
des Feuerwehrdienstes geistig und körper1ich gS~Nachsen sein, sowie das 17. Lebensjahrvollendet 
haben; s!e dürfen das 60. Lebensjahr nicht Oberschritten haben. 

Aktiver Feuerwehrdienst kann nur in maximal ZINei Feuerwehren geleistet werden. Die Belange der 
Feuerwehr, in der der Feuerwehrangehörige wohnt oder Oberwiegend wohnt, sind vorrangig zu be­
rücksichtigen. 

Die Aufnahme in die Freiwillige Feuerwehr ist schriftlich bei dem Gemeindebrandinspektor/der Ge­
meindebrandinspektorin oder bei dem Wehrfilhrer/der Wehrfilhrerin zu beantragen. Minderjahrige 
haben mit dem Allfnahmeantrag die schriftlicfle Zustimmungserklärung ihrer gesetzlichen Vertreter 
vorzulegen. 

Über den Allfnahmeantrag entscheidet der Gemeindevorstand bz.w. in dessen Auftrag der Gemein­
debrandinspektoridie Gerneindebrcndinspeldorin nach Arilörung des Feuerwehrausschusses. Bei 
Zweifeln Ober die geistige oder körperliche Tauglichkeit kann die Vorlage eines arztliehen Attestes 
verlangt werden. 

Die Aufnahme in die Freiwillige Feuerwehr erfolgt durch den Gemeindebrandinspeklor/die Gemein­
debrandinspektorin oder durch den WehrfOhrerldie Wehrführetin unter Überreichung der Satzung 
und durch Handschlag. Dabei ist der/die Feuerwehrangehörige durch Untersctuiftsleistung auf die 
gewissenhalle Erfilllung seiner/ihrer Aufgaben gegenOber jedermann unabhängig von Nationalität, 
Rasse, Religion oder Hautfarbe zu verpflichten, wie sich diese aus den gesetzlichen Bestimmungen, 
dieser Satzung sowie den Dienstanweisungen ergeben. 

§6 
BEENDIGUNG DER ZUGEHÖRIGKEIT ZUR EINSATZABTEILUNG 

Die Zugehörigkeit zur Einsatzabteilung endet rrit 

a) 

b) 
c) 

der Vollendung des 60. Lebensjahres oder auf Antrag im Sinne von § 10 Abs. 2 HBKG spä­
testens mit Vollendung des 65. Lebensjahres, 
dem Austritt, 
dem Ausschluss, 

Vor Verlängerung der Zugehörigkeit zur Einsatzabteilung gemäß § 10 Abs. 2 HBKG hat sich der 
Antragsteller/die Antragsteirerin einer arztliehen Untersuchung zu unterziehen. Über den Verlänge­
rungsantrag entscheidet der Gemeindevorstand bzw. in dessen Auftrag der Gemeindebrandinspek­
tor/dis Gemeindebrandinspektorin nach Anhörung des Feuerwehrausschusses. 

Der Austritt muss schriftlich gegenober dem Gemeindebrandinspektor/eier Gemeindebrandinspekto­
rin oder dem Wehrführer/derWehrlührerin erklärt werden. 

Der Gemeindevorstand kann einen Angehörigen der Einsatzabteilung aus wichtigem Grund - nach 
Anhörung des Feuerwehrausschusses - durch schriftlichen, mit Begrondung und Rechtsbehelfsbe­
lehrung versehenen Bescheid aus der Freiwilli!;len Feuerwehr ausschließen. Zuvor ist demtder Be­
troffenen Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Wehtiger Grund Ist insbesondere das mehrfa­
che unentschuldigte Fernbleiben vom Einsatz und/oder bei angesetzten Übungen, die nachhaHige 
Verletzung der Pflicht zum kameradschaftlichen Verhalten und das aktive Eintreten gegen die frei­
heitlich demokratische Grundorclnung. 



(5) Für Tätigkeiten im Feuerwehrdienst eußerhalb des Gemeindegebietes gelten die Vorschriften 
des hessischen Reisekostenrechts entsprechend. 

(1) 

(2) 

(1) 

(2) 

§8 
ORDNUNGSMASSNAHMEN 

Verletzt ein Angehöriger der Einsatzabteilung seine Dienstpflicht, so kann der €taEI!Srand­
iAs,seJ:ter's'ie Stas'tSra!=IGiiFlsJöle~ der Gemeindebrandinspektor/dis Gemeindebrand­
inspektorin im Einvernehmen mit dem Feuervvehrausschuß i\lm 

a) eine Ermahnung, 
b) einen mündlichen oder schriftlichen Verweis 

aussprechen. 

Die Ermahnung wird unter vier Augen ausgesprochen. Vor dem Verweis ist dem/der Be­
troffenen Gelegenheit zur schriftlichen oder mOndliehen Stellungnahme zu geben. 

§ 9 
ALTERS- UND EHRENABTEILUNG 

ln die Alters- und Ehrenabteilung wird unter Überlassung der Dienstbekleidung t:Jbemommen, 
wer wegen Vollendung des 60, Lebensjahres, dauernder Dienstunfähigkeit oder aus sonstigen 
wichtigen persönlichen Gründen aus der Einsatzabteilung ausscheidet 

Die Zugehörigkeit zur Alters- und Ehrenabteilung endet 

a) durch Austritt, der schriftlich gegenüber SeFFl StaEitSraA8iAsßel<tsr;;'9e· gtaEitSFand-
~em Gemeindebrandinspektor/der Gemeindebrandinspektorin oder dem Wehr­
führer/der WehrfOhrerin erklärt werden muß, 

b) durch Ausschluß (§ 6 Abs. 3 Setz 1 gilt entsprechend). 

(3) Angehörige der Alters- und Ehrenabteilung können zu Mitgliedern des Feuerwehrausschusses 
gewählt werden. 

(4) Angehörige der Alters- und Ehrenabteilung können auf Antrag an Übungen und 
Einsätzen der Einsatzabteilung über das 6o. Lebensjahr hinaus teilnehmen, sofern 
dies ihr Gesundheitszustand zulässt. 
Der Antrag ist schriftlich über den Gemeindebrandinspektor I die Gemeindebrand­
inspek:torin an den Gemeindevorstand zu stellen. 
Eine Feuerwehrtauglichkeitsuntersuchung muss alle Z\Vei Jabre bei einem zuge· 
lassenen Arbeitsmediziner durchgeführt werden. 
Bei Einsätzen dürfen die Angehörigen der Alters- und Ehrenabteilung nur außer­
halb des Gefahrenbereichs eingesetzt werden. 

(5) Die Alters- und Ehrenabteilung der Freiwilligen Feuerwehr Gründau Wd 
von einer Angehörigenleinern Angehörigen dieser Abteilung in Ortsteil~ 
feuerwehrenübergreifenden Angelegenheiten verteten. 
Deren/Dessen Wahl erfolgt auf die Dauer von fiinf Jahren im Rahmen der 
gemeinsamen Hauptversanunlung durch die Angehörigen der Abteilung. 
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(1) 

(2) 

(3) 

(4) 

(5) 

(1) 

(2) 

(1) 

§7 
RECI-ITE UND PFLICHTEN DER ANGEHÖRIGEN DEREINSATZABTEILUNG 

Die Angehörigen der Einsatzabteilung haben das Recht zur IJVahl des Gemeindebrandinspek­
tors/der Gemeindebrandinspek:torin, seines Stellvertreters/seiner Stellvertreterin, des WehrfOh­
rers/der VVehrfahrerin, des stellvertretenden VVehrführers/der stellvertretenden Wehrführerin sowie 
der Mitglieder des Feuerwehrausschusses. Sie können zu Mitgliedern des Feu81Wehraussdlusses 
gev."Shlt werden. 

Die Angehörigen der Einsatzabteilung haben die in § 2 bezeichneten .Aufgaben nach 1\nweisung 
des Gemeindebrandinspektors/der Gemeindebrandinspektorin oder der sonst zustandigen Vorge­
setzten ge"Nissenhaft durchzufi..lhren. Sie haben insbesondere 

a) 

b) 

c) 

die ftlr den Dienst geltenden Vorschriften und \Neisungen (z. 8. Dienstvorschriften, AusbH­
dungsvornchriften, UnfallverhotungSIJorschriften) sowie 1\nweisungen des Gemeindebrand­
inspek:tors/der Gemeindebrandinspektorin oder der sonst zustt;~ndigen Vorgesetzten zu be­
folgen, 

bei Alarm sofort zu erscheinen und den for den Alarmfall geltenden Anweisungen und Vor· 
schritten Folge zu leisten, 

am Unterricht, an den Übungen und sonstigen diensWchen Veranstaltungen teilzunehmen. 

Neu aufgenommene Feuerwehrangehörige dOrfen vor Abschluss der feuerwehrtechnischen Ausbil­
dung (Grundausbildung) nur im Zusammenwirken mit ausgebildeten und erfahrenen aktiven Feu­
erwehrangehörigen eingesetzt werden. 

Abs. 2 und 3 gelten nicht für die Fachberater im Sinne des§ 5 Abs. 1 Satz 2. 

Für Tätigkeiten im Feuerwehrdienst außerhalb des Gemeindegebietes gelten die Vorschriften des 
hessischen ReisekoSienredlts entsprechend. 

§8 
ORDNUNGSMASSNAHMEN 

Verletzt ein Angehöriger/eine 1\ngehörige der Einsalzabteilung seine/ihre Dienstpflicht bz.N. SOilstige 
Verpflichtungen aus dieser Satzung, so kann der Gemeindebrandinspektor/dis Gemeindebrandin­
spektorin 'm Einvernehmen rri! dem Feuerwehraussdluss hTTVtlr gegenüber 

a) eine Ennahnung, 
b) einen mündlichen oder schriftlichen Verweis 

aussprechen. 

Die Ermahnung wird unter vier Augen ausgesprochen. Vor dem Verweis ist dem/der Betroffenen 
Gelegenheit zur schriftlichen oder mOndliehen Stenungnahme zu geben. 

§9 
EHREN- UND ALTERSABTEILUNG 

!n die Ehren- und Altersabteilung wird unter Überlassung der Dienstbekleidung übernommen, wer 
wegen Vollendung des 60. bzlrv. bei verlängerter Zugehörigkeit nadl § 10 Abs. 2 HBKG spätestens 
mit Vollendung des 65. Lebensjahres, dauemder Dienstunfähigkeit oder aus sonstigen wichtigen 
persönlichen Gründen aus der Einsatzabteilung ausscheidet. 

(2) Die Zugehörigkeit zur Ehren· und Altersabteilung endet 

a) durch Austritt, der schriftlich gegenüber dem Gemeindebrandinspek:tor/der Gemeindebrandin­
spektorin oder dem Wehrfuhrer/der VVehrfuhrerin erklärt werden muss, 



§10 
JUGENDABTEILUNG 

(1) Die Jugendabteilung der FGihNi'l~%en Feuerwehr · · Gründeu fOhrt den Namen 
"Jugendfeuerwehr run u "und den?m~~~~ik!Ortsteilnamen als Zusatz. 

(2) Die Jugendfeuerwehr Gründau ist der freiwillige Zusammenschluß von 
Jugendlichen im Alter vom vollendeten 10. bls zum vollendeter;~ 17. Lebensjahr. Sie gestaltet 
ihr Jugendleben als selbst~ndige Abteilung der Freiwilligen Feuerwehr. 

(3) Als Bestandteil der Freiwilligen Feuerwehr Gründau untersteht die 
Jugendfeuerwehr der fachlichen Aufsicht und der Betreuung durch .QeR... 
Sta.Stl3 F9 A9iR 5 jO!Skte r'9ie Ste9tl;Fa Aelir:JE13 el"<tsFiR,~ den . .Gemeir.Jd ebra ndir.Jspektor/die Gern einde~ 
Inspektorin als Leiter/Leiterin der Freiwilligen Feuerwehr (und durch den Wehrführer/dia 
WehrfOhrerin), derldie sich dazu des LeitersiLeiterin der Jugendfeuerwehr bedient. Der 
Leiter/die Leiterin der Jugendfeuerwehr muß mindestens 18 Jahre alt sein und die 
erforderliche fachliche und pädagogische Eignung besitzen. EriSie muß Angehöriger der 
Einsatzabteilung sein. 

( 4) Die Jugendabteilung der Freiwilligen Feuerwehr Gründau wird durch 
den Gemeindejugendfeuerwehrwart/die Gemeindejugendfeuerwehrwartin 
vertreten. 
Dessen/Deren Wahl erfolgt auf die Dauer von fiinfJahren durch die Leiterinnen/ 
die Leiter der Gründauer Jugendfeuerwehren. 

(!) 

(2) 

§11 
ABTEILUNGEN FÜR MUSIK 

Bei folgenden Ortst.eilfeuerwehren bestehen Musikabteilungen: 
Rotbenbergen mi.t der Bezeichnung: "Blasarchester". 
Hain-Gründau mi.t der Bezeichnung: "Spielmanns- und Fanfarenzug sowie Blasorchester". 

Diese Abteilungen regeln ihre Angelegenheiten selbstverantwartlich. 

§ Ua 
EHRUNGEN 

Ein Angehöriger der Einsatzabteilung wird nach 25jähriger und 4ojähriger 
Mitgliedschaft sowie bei Übernahme in die Alters- und Ehrenabteilung 
-unabhängig von der Zeit der Zugehörigkeit zur Einsatzabteilung- durch 

die Gemeinde 
- im Rahmen einer öffentlichen Veranstaltung der Feuerwehr, der er angehört, oder 

-in der gemeinsamen Hauptversammlung 
geehrt. 
Die Ehrung besteht in der Übergabe einer Silbermünze und einer Urkunde. 
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(3) 

(1) 

(2) 

(3) 

(1.) 

(2.) 

(3.) 

b) durch Ausschluss (§ 6 Abs. 4 Satz 1 gilt entsprechend), 

FOr die Ausbildung, die Ger.Hewartung und die Brandschutzerziehung und -aufklärung können die 
Angehörigen der Ehren- und Altersabteilung auf eigenen Antrag freiwillig und ehrenamtlich Aufga­
ben Obemehmen, soweit sie hierfür die entsprechenden Vorkenntnisse besilzen und persönlich, 
geistig und körperlich geeignet sind. Die Wahrnehmung der Aufgaben erfolgt gernaß der Bewilligung 
des Gemeindevorstandest oder in dessen Auftrag durch den Gemeindebrandinspektor/die Ge­
meindebrandinspektorin mit ZUstimmung der WehrfOhrerinl des VVehrführers längstens bis zur Voll­
endung des 65. Lebensjahres. Aus wichtigem Grund kann entsprechend § 6 Abs. 4 die besondere 
Tatigkeit beendet werden. Im Rahmen dieser Tätigkeit unterliegen die 1\ngehörigen der Ehren- und 
flJtersabteilung der fachlichen Aufsicht durch die Leib.Jng der Freiwilligen Feuerwehr. § 7 Abs. 2 satz 
1 und 2 Buchst. a) findet entsprechende Anwendung. 

§10 
JUGENDFEUERWEHR 

Die Jugendfeu81Wehr der Freiwinigen Feuerwehr Gründau führt den Namen "Jugendfeuerwehr 
Grondau" und den Ortsteilnamen als Zusatz. 

Die Jugendfeuerwehr Gründau ist der freiwillige Zusammenschluss von Jugendlichen im Alter vom 
vollendeten 10. tis zum vollendeten 17. Lebensjahr. For die Aufnahme gilt§ 5 Abs. 4 entsprechend. 
Sie gestaltet ihre Aklivitaten als selbsttlndige Abteilung der Freiwilligen Feuerwehr nach einer vom 
Gemeindevorstand beschlossenen Jugendordnung, die auch Vorschriften zum Vorschlagsrecht zur 
Wahl des Jugendfeuerwehrwartestier Jugendfeuerwehrwarün der Gemeinde, und der Jugendfeu­
erwehrwartel Jugendfeuerwehrwartinnen der OrtsteHe enthalt. 

Als Bestandteil der Freivvinigen Feuerwehr Grondau untersteht die.Jugendfeuerwehr der Aufsicht 
durch den Gemeindebrandinspektor/dis Gemeindeinspektorin als Leiter/Leiterin der Freivvilligen 
Feuerwehr, der/die sich dazu des Jugendfeuerwehrwarteslder Jugendfeuerwehrwartin der Gemein­
de bedient. Der JugendfeuerwehrwarVdie Jugendfeuerwehrwartin der Gemeinde muss mindestens 
18 Jahre alt sein und die erforder1iche persönliche, fachDche und padagogische Eignung (§ 7 .A.bs. 6 
FwOVO) besitzen. Er/Sie muss Angehöriger der Einsalzabteilung sein. Das gleiche gilt ffir die Ju­
gendfeuerwehrwartel Jugendfeuerwehrwartinnen der Ortsteile. 

§ 11 
Kindergruppen 

Die Kindergruppe der Freiwilligen Feuerwehr Gründau fOhrt den Namen nKinderfeuerwehr Gründau" 
und den Ortsleilnamen als Zusatz. 

Die Kindergruppe Gründau ist der freivvillige Zusammenschluss von Kindern im Alter vom vollende­
ten 6. bis zum vollendeten 10. Lebensjahr. FOr die Aufnahme gilt 
§ 5 Abs. 4 entsprechend. Sie gestaltet ihre Aktivitäten als selbständige Abteilung der Freiwilligen 
Feuerwehr. 

Als Bestandteil der Freiwilligen Feuerwehr GrOndau untersteht die Kindergruppe der Aufsicht durch 
den Gemeindebrandinspektoridie Gemeindebrandinspektorin als Leitertleiterin der Freiw16gen 
Feuerwehr. der/die sich dazu des Leiters/der Le~erin der Kindergruppe bedient. Der Leiterldie Le~e­
rin der Kindergruppe muss mindestens18 Jahre alt sein und die persönliche, fachliche und pädago­
gische Eignung besitzen. Die Leiterl-innen und Betreuerinl-innen sind ehrenamtlich für die Gemein­
de tatig. Die Berufung erfolgt nach § 21 Abs. 2 HGO. 



(1) 

(2) 

(3) 

(4) 

(5) 

(6) 

Der Leiter/die Leiterin der Freiwilligen Feuernehr der ::§.!:~~11 Gemeinde Gründau 
ist der StaeltlsFaflEiiASJSe!:taF/elie Stae!tSFaAelii'IS!'elderiFl, der Gemeindebrandinspektor/dia 
Gemeindebrandinspektorin. 

Die Wahl findet anläßlich der (gemeinsamen) Hauptversammlung der Freiwilligen Feuernehr 
der·Skl&t,lGemeinde _ Gründau (§ 16) statt. 

Gewählt werden kann nur, w'er der Einsatzabteilung der Freiwilligen Feuerwehr der ~ 
Gemeinde Gründau angehört, persönlich geeignet ist, die erforderliche 

Fachkenntnis mittels den •flfe"I&lll~l~~\fh~~~e~n.M'ln~ ~ rg. 'rm;~fJll 
~j~r~~~= ~t.d:iesan Fall mit ~ \blla1:1rg d=s oo. I..EtaEj~.- • 

Der staStflre:flEliA913ÖtaF/elie Stseiti3FS:AEiiASj3S!:tefifi;--Eief Gemeindebrandinspektor/ die 
Ge?Jelndabrandinspektorin wird zum Ehrenbeamten auf Zeit der -stedt'Gemeinde 

run au ernannt. Er/Sie ist verantQrt!ich fOr die Einsatzbereitschaft der 
Freiwilligen Feuerwehr der .staelt,(Gemeinde rundau und die Ausbildung ihrer 
Angehörigen. Er/Sie het fDr die ordnungsgemäße Ausrüstung sowie für die Instandhaltung der 
Einrichtungen und Anlagen der Brandbekämpfung zu sorgen und den ~ 
Gemeindevorstand in allen Fragen des Brandschutzes und der Allgemeinen Hilfe zu beraten. 
Bei der Erfüllung dieser Aufgaben haben ihn/sie der steiJ"eRreteAI<ie StadtbFaRdiAspui:!ktGI:A:Iie 
!;ftel'.•eJ',feteJJcie Sbd\:bi aJJdh•st:JektoiiJ ,, der stellvertretende Gemeindebrandinspektor/dis 
stellvertretende Gemeindebrandinspektorin, der WehrfUhrer/die WehrfOhrerin und ~ 

··Fel,iePNei=!Fai:IESsl=!l:lß "die Feuerwehrausschasse, zu unterstützen. 

Er/Sie wird von den Angehörigen der Einsatzabteilung(an) auf d"1e Dauer von fünf Jahren 
gewählt. Die Wahl findet nach Möglichkeit in der gleichen Versammlung statt, in der -def­
Stae'ti3FaRe'iRS)3el\tsrs'elie Stadthrar:ldiJ:~spel:lQ.cio,.. der Gemeindebrandinspektor/dis Gemeinde­
brandinspektorin gewählt wird. Anderenfalls hat der ~emeindevorstand nach Ablauf 
der Wahlzeit oder einem sonstigen Freiwerden der Stelle des ste1JveR:~ete1=1deR Stadt­
~)3e!t!srs'der etel!"eJ:!retendeJ:l Stqctthrp.adinspektorin, des stellvertretenden 
Gemeindebrandinspektors/der stellvertretenden Gemeindebrandinspektorin so rechtzeitig eine 
Versammlung der Angehörigen der Einsatzabteilung(en) einzuberufen, daß binnen zv..rei 
Monaten nach Freiwerden der Stelle dia Wahl eiAes stell"eFt~=ef:eJ:Jd9R Stadti;'rar:~O 

iAEßS'>tsrs'eil=le" stell<reRretsREieR 5ta9t9FaAGliAS)3eldsFil=l, eines stellvertretenden 
Gemeindebrandinspektors/einer stellvertretenden Gemeindebrandinspektorin statttinden kann. 
Der stell··eFtrsteAElS !ata8t9FaRElirsf!el'iter1 Elje stellveFI:reteRele etaStSraREiiAs:sel:tsriR, eie; 
stellvertretende Gemeindebrandinspektor/dis stellvertretende Gemeindebrandinspektorin wird 
zum Ehrenbeamten auf Zeit der Sffi€lt/Gemeinde Gründau ernannt. 

R 

(1) 

(2) 

§12 
Kultur~, MUSIK-, UND VOGELSCHUTZABTEILUNG 

Bei folgenden OrtsteDfeuerwehren bestehen weitere Abteilungen: 
Gründau Lieblos "Kameval Sektion" 
Grondau Rothenbergen ~Biasordlester" 
Grünelau Hain-Gründau "Musikabteilung" 
Gründau Mitlei-GrOndau ,.VogelschutzabteUung" 

Die Kultur-, Musik~, Vogelschutzabteilung der Freiwilligen Feuerwehr fOhren den Namen 
"KSFL" 
"Biasorchester der Freiwi!Ugen Feuerwehr Rothenbergen e.V." 
nMusikabteilung der Freiwilngen Feuerwehr Hain-Gründau e.V." 
"Vogelschutzabteilung der Freiwilligen Feuerwehr Mittei-Gründau e.V." 

Diese Abteilungen regeln ihre lVIgeiegenheiten selbstverantwortlich 

§ 13 
Ehrungen 

(I) Ein lVIgehöriger der Einsalzabteilung wird nactl 2.5-jähriger, 40-jähriger und 50-jähriger 

Mitgliedschaft sowie bei .Übernahme in die Alters- und Ehrenabteilung 

- unabhangig von der Zeit der Zugehörigkeit zur Einsatzabteilung-

dureh die Gemeinde 

- im Rahmen einer öffentlichen Veranstaltung der Feuerwehr, der er angehört, oder 

- in der gemeinsamen Hauptversammlung geehrt. 

(2) Die Ehrung besteht aus einer Bandschnalle (25, 40 und 50 Jahre) 
bZW. Silbermünze (Übernahme) und einer Urkunde. 

§ 14 
GEMEINDEBRANDINSPEKTOR/GEMEINDEBRANDINSPEKTORIN, STELLVERTRETENDER GE­
MEINDEBRANDINSPEKTOR/SlELL VERTRETENDE GEMEINDEBRANDINSPEKTORIN, WEHR­

FÜHRERMIEHRFÜHRERIN, STB.LVERTRETENDER WEHRFÜHRER/STELLVERTRETENDE 

(1) 

(2) 

(3) 

(4) 

(5) 

WEHRFÜHRERIN 

Der Leiter/die Leiterin der Fre"JWilflgen Feuerwehr der Gemeinde Gründau ist der Gemeindebrandin­
spektor/dis GemeirK:Iebrandinspektorin. 

Der Gemeindebrandinspektor/dia Gemeindebrandinspektorin wird von den Angehörigen der Ein~ 
salzabteiJungen gewShlt 

Die Wahl findet anlässlictJ der gemeinsamen Hauptversammlung der Freiwilligen Feuerwehr der 
Gemeinde GrOndau (§ 17) statt 

Gew~hlt vverden kann nur, wer der Einsatzabteilung der Freiwilfgen Feuerwehr der Gemeinde 
GrOndau angehört, persönlich geeignet ist, die erforderliche Fachkenntnis miHels der geforderten 
Lehrgange (§ 7 Abs. 1 FwOVO) nachvveisen kann und das 55. Lebensjahr noch nicht vollendet hat. 
Die Wederwahl (und Emennung) ist auch nach dem 55. Lebensjahr möglich; sie endet in diesem 
Fall m"1t der Valendung des 60. Lebensjahres. 
ZUdem sollen sie ihre Hauptwohnung in der GemeirK:Ie GrOndau haben. 

Der Gemeindebrandinspektor/dis Gemeindebrandinspektorin wird zum Ehrenbeamten/zur Ehren­
beamtin auf Zeit der Gemeinde Gründau ernannt. Er/Sie ist verantwortlich for die Einsalzbereitsctlaft 



(7) 

(8) 

(9) 

(10) 

(1) 

(2) 

(3) 

(<l 

... ... 

Mit Vollendung des 60. Lebensjahres sind der 5tadtl2~1=1diFISF'9I'itgr'die StaEltSral=lEiiRsP"el...terin, 
der Gemeindebrandinspektor/dis Gemeindebrandinspektorin und sein Ste!Jvertreter/seine 
Stellvertreterin durch den ~Gemeindevorstand zu verabschieden. 

Die Wehrführer führen die Freiwillige Feuerwehr in den st:aet-/Ortsteilen nach Weisung des 
Stadtl2rar:~dii=ISI291Qsrs 1der gtaEitSFaFidiRSIOehteFiFI, des Gemeindebrandinspektors/der 
Gemeindebrandinspektorin. Der WehrtOhrer/die Wehrführerin wird von den Angehörigen der 
Einsatzabteilung der ~Ortsteilfeuer...vehr auf die Oeuer von fOnf Jahren gewahlt. 
Gewl:ihlt werden kann nur, wer der EinsatzabteJ!ung der Freiwilligen Feuerwehr angehört und 
die erforderlichen Lehrgänge besucht hat. Die Wahl des WehrfOhrers/der WehrfOhrerin erfolgt 
in der Jahreshauptversammlung der Freiwilligen Feuer...vehr (§ 15). 

Der stellvertretende WehrfUhrer/die stellvertretende Wehrführerin hat den Wehrführer/dis 
WehrfOhrerin im Verhinderungsfalle zu vertreten. Er/Sie wird von den Angehörigen der 
Einsatzabteilung auf die Dauer von fünf Jahren gewählt. Gewählt werden kann nur, wer der 
Einsatzabteilung der FreiwiiJigen Feuer...vehr angehört und die erforderlichen Lehrgänge 
besucht hat. Die Wahl des stellvertretenden WehrfOhrers/der stellvertretenden WehrfOhrerin 
erfolgt ln der Jahreshauptversammlung der Freiwilligen Feuerwehr. 

FDr den Wehrführer/dis Wehrführerin und dessen Stellvertreter/deren Stellvertreterin gilt 
Abs. 5 Satz 1 entsprechend. 

§ 13 
FEUERWEHRt.~80CilUg~1~ · AUSSCHOSSE 

Zur Unterstatzung und Beratung des Wehrführerst der WehrfOhrerin bzw. -&es--stae!t­
-breAeliASJ3e'dsrsts'e; Steeltl:rFaAs'iAsj3·elcte·in, des Gemeindebrandinspektors/der Gemeinde­
brandinspektorin bei der Erfüllung ihrer Au~a!?e~ wird in den ~rtsteilen für die 
Freiwillige Feuer...vehr der-sta5t.~Gemeinde run au Ue) ein Feuerwehrausschuß 
gebildet. 

Der Feuer...vehrausschuß besteht aus dem WehrtOhrer/der Wehrführerin oder ·~s'-em­
St-aEitl.:lraFtt:!iFtsj:.e',~ter!Ber 8\a6tßram:liFISJ9~, dem Gemeindebrandinspektor/der Gemeinde­
brandinspektorin als VorsitzendeNorsitzender, dem stellvertretenden WehrfUhrer/der 
stellvertretenden WehrfOhrerin oder s'em 6tel!''eFI:rsteRdeR 5ta9tSraR9iRs,sektr;~r 1dsr stell­
veFI:reteREier=t Stadthm~:;di"spek+orin dem stellvertretenden Gemeindebrandinspektor/der 
stellvertretenden Gemeindebrandinspektorin sowie aus drei Angehörigen der 
Einsatzabteilung(en), einem Vertreter/einer Vertreterin der Alters- und Ehrenabteilung und 
einem Vertreter/einer Vertreterin der Jugendfeuer...vehr. 

Die Wahl der Vertreter der Einsatzabteilung, des Vertreters/der Vertreterin der Alterswund 
Ehrenabteilung und des Vertreters/der Vertreterin der Jugendfeuerwehr erfolgt in der 
Jahreshauptv.e~sammlung auf .die Dauer von. fo.nf Jahren ... Wahlberechtigt sind die Mitglieder 
der Einsatzabteilung, der Alters- und Ehrenabteilung und der Jugendfeuer...vehr für ihre 
jeweiligen Vertreter. 

Der/Die Vorsitzende beruft die Sitzungen des Feuer...vehrausschusses ein. Er/Sie hat den 
FeuefVI!ehrausschuß einzuberufen, wenn dies mehr als die Halfte seiner Mitglieder schriftlich 
mit Begründung beantragt. Die Sitzungen sind nicht öffentlich. Der/Die Vorsitzende kann 
jedoch Angehörige der einzelnen Abteilungen der Freiwil!igen Feuerwehr oder andere 
Personen. zu Sitzungen einladen. Der Stae'tSF<OREiiRSfl9l<ter::'9ie $taEitSral=l9ipspczktgrj~:;, der 
Gemeindebrandinspektor/dis Gemeindebrandinspektorin und sein Stellvertreterlseine 
Stellvertreterin haben das Recht, jederzeit an den Sitzungen teilzunehmen. Sitzungstermine 
sind ihnen rechtzeitig bekanntzugeben. Über die Sitzungen des Feuerwehrausschusses ist 
eine Niederschrift zu fertigen. 

(6) 

(7) 

(8) 

(9) 

(10) 

(1) 

(2) 

der Freiwilligen Feuerwehr der Gemeinde Gründau und die Ausbildung ihrer Angehörigen. Er/Sie 
hat für die on::lnungsge~ße Ausrüstung sowie für die Instandhaltung der Einrichtungen und Anla­
gen der Brandbekämpfung zu sorgen und den Gemeindevorstand in allen Fragen des BrandSchutw 
zes und der Allgemeinen Hilfe zu beraten. Bei der ErfOIIung dieser Aufgaben haben ihn/sie der stell­
vertretende Gemeindebrandinspektor/die stellvertretende Gemeindebrandinspektorin, der Wehrtoh­
rer/die Wehrführerin und die FeuerwehrausschOsse zu unterstützen. 

Der stellvertretende Gemeindebrandinspektor/dis stellvertretende Gemeindebrandinspektorin hat 
den Gemeindebrandinspeldor/die Gemeindebrandinspektorin bei Verhinderung zu vertreten. 

Er/Sie win::l von den Angehörigen der Einsatzabteilungen gewählt Hinsichlfrch der Anforderungen 
gilt Abs. 4 entsprechend. Die Wahl findet nach Möglichkeit in der gleichen Versammlung statt, in der 
der Gemeindebrandinspektor/dis Gemeindebrandinspektorin gewählt win::l. Anderenfalls hat der 
Gemeindevorstand nach Ablauf der VVahlzeit oder einem sonstigen Freiwerden der stelle des stell­
vertretenden Gemeindebrandinspektors/der stellvertretenden Gemeindebrandinspektorin so recht­
zeitig eine Versammlung der Angehörigen der Einsatzabteilungen einzuberufen, dass binnen zwei 
Monaten nach Freiwerden der stelle die VVahl eines stellvertretenden Gemeindebrandinspek­
torsfeiner stellvertretenden Gemeindebrandinspektorin stattfinden kann. Der der stellvertretende 
Gemeindebrandinspektor/die stellvertretende Gemeindebrandinspektorin wird zum Ehrenbeamten 
auf Zeit der Gemeirde Grtlndau ernannt. 

Mit Vollendung des 60. Lebensjahres sind der Gemeindebrandinspektor/die Gemeindebrandinspek­
torin und sein Stellvertreter/seine S1ellvertreterin durch den Gemeindevorstand zu verabschieden. 

Die Wehrtohrer/die VVehrfrlhrerinnen fuhren die Freiwillge Feuerwehr in den Ortsteilen nach Wei­
sung des Gemeindebrandinspektors/der Gemeindebrandinspektorin. Der VVehrfOhrer/018 WehrfOh­
rerin win::l von den Angehörigen der Einsatzabteilung der Ortsteilfeuerwehr gewahlt GS'Nählt werden 
kann nur, wer der Einsatzabteilung der Frei'Nilligen Feuerwehr angehört Hinsichtlich der Anforde­
rungen gilt Abs. 4 entsprechend. Die Wahl des Wehrtührers/der WehrfOhr'erin erfolgt in der Jahres­
hauptversammlung der Freiwilligen Feuerwehr(§ 18). 

Der stellvertretende WehrtUhrer/die stellvertretende Wehrführerin hat den VVehrführer/die WehrfOh­
rerin im Verhinderungsfalle zu vertreten. Er/Sie win::l von den Angehörigen der Einsatzabteilung ge­
wählt Gewahrt wen::len kann nur, VoJer der Einsatzabteilung der Frei\Nilligen Feuerwehr angehört. 
Hinsichtlich der Anforderungen gilt Abs. 4 entsprechend. Die wahl des steUvertretenden VVehrfüh­
rers/der stellvertretenden VVehrführerin erfolgt in der Jahreshauptversammlung der Frei'NiJHgen Feu­
erwehr. 

Für den Wehrführer/die Wehrführerin und dessen Stellvertreter/deren stellvertreterin geHen Abs. 5 
Satz 1 und Abs. 7 entsprechend. 

§ 15 
WEHRFÜHRERAUSSCHUSS 

Es wird ein V\fehrführeraussdluss gebildet, der aus dem Gemeindebrandinspektorfder Gemeinde­
brandinspektorin, dem Stellvertreterfder S1ellvertreterin, den Wehrführerniden Wehrführerinnen und 
deren Stellvertreternlinnen sowie des Jugendfeuerwehrwarteslder Jugendfeuerwehrwartin der Ge­
meinde sowie aus der Leiterin f dem Leiter der Kindergruppe und des Vertreters/der Vertreterin der 
Ehren- und Altersabteilung besteht und die Aufgabe hat, sämtliche Angelegenheiten des Brand­
schulzes und der Freiwilligen Feuerwehren der Gemeinde GrOndau zu koordinieren. 

Der Gemeindebrandinspektor/dis Gemeindebrandinspektorin berull: die Sitzungen des Wehrführer­
ausschusses ein. Er/Sie hat den Wehrführerausschuss zur Sitzung einzuberufen, wenn dies von 
mehr als der Haffte der Mitglieder des Ausschusses schriftfleh unter Angabe von Gründen beantragt 
wird. 
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§ 14 
WEHRFÜHRERAUSSCHUSS 

Es wird ein WehrfOh.rerau:;;schuß gebildet, ,der. aus .QeFFI 5tadt'sFaRdiRspskter/der 
Staelt:lsFSAe!iASflelcteriR, dem Gemeindebrandinspek.tor/der Gemeindebrandinspektorin, dem 
Stellvertreter/der Stellvertreterin, den Wehrfilhrern/den Wehrföhrerinnen und deren Stellver· 
tretem/innen sowie dem steat-,I.Gemeindejugendfeuerwehr.vartl der ...stadt·/Gemeinde­
jugendfeuerwehrwärtln1)besteht und die Aufgabe hat, sämtliche Angelegenheiten des 
Brandschutzes und der Freiwilligen Feuerwehren der ~emeinde 

Gründau zu koordinieren. 1) 1..('lj eirEm ~/e:ir""er Vertretecin dar AJ:tEs-

Der Staeiti3FanEiinsj3el<*:er'elie 5taEit's~aRdiRs~~~ei~meindebrandinspektor/die 
Gemeindebrandinspektorin beruft die Sitzungen des WehrfOhreraussohusses ein. Er/Sie hat 
den Wehrführerausschuß zur Sitzung einzuberufen, wenn dies von mehr als der Hl:!lfte der 
Mitglieder des Ausschusses schriftlich unter Angabe von Gründen beantragt wird. 

§ 15 
JAHRESHAUPTVERSAMMLUNG 

Unter dem Vorsitz des 5:taiilt9FaR9iR5j3e!GeFsJSer !i'taa.tB+a-R-~~tefiA.;- des 
Gemeindebrandinspektors/der Gemeindebrandinspektorin oder des WehrfOhrers/der Wehr~ 
führerin findet jährlich eine (getrennte) Hauptversammlung (Jahreshauptversammlung) der 
~1Gf1:steilfeuerwehren der Freiwi!ligen Feuerwehr Gründau statt. 

Eine Jahreshauptversammlung der Freiwilligen Feuerwehr ist einzuberufen, wenn dies 
mindestens ein Drittel der Mitglieder der Einsatzabteilung schriftlich unter Angaben von 
Gründen verlangt ln diesem Fall ist sie innerhalb von zwei Wochen durchzuführen. 

Zeitpunkt, Ort und Tagesordnung jeder Jahreshauptversammlung sind den 
FeuerNehrangehörigen und dem Ma§tsffiJt/Gemeindevorstand mindestens zwei Wochen vor 
der Versammlung schriftlich bekanntz.ugeben. 

Stimmbere.i::htigt in der Jahreshauptversammlung sind die Angehörigen der Einsatzabteilung 
und- mit Ausnahm"e der Wahl des Wehrführers/der WehrfOhrerin, seines Stellvertreters/seiner 
Stel!vertreterin - die Alters- und Ehrenabteilung. · § 13 Abs. 3 bleibt unberührt. Die 
Versammlung ist beschlußfähig, wenn mindestens ein Drittel der Mitglieder der 
Einsatzabteilung anwesend isl Bei Beschlußunfähigkeit ist eine zweite Versammlung nach 
Ablauf von zwei Wochen, spätestens aber innerhalb von vier Wochen einzuberufen, die ohne 
Rücksicht auf die Zahl der anwesenden Angehörig an der Einsatzabteilung beschlußfähig ist. 

Beschlüsse der Jahreshauptversammlung werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefaßt. Die 
Jahreshauptversammlung beschließt auf entsprechenden Antrag im Einzelfall darüber, ob 
e"rne Abstimmung geheim erfolgen soll. 

§16 
GEMEINSAME HAUPTVERSAMMLUNG 

Unter Vorsitz des Gemeindebrandinspektors/der Gemeindebrandinspektorin findet 

alle zwei Jahr eine gemeinsame Hauptvers~mrnlung aller Freiwilligen Feuerwehren 
der Gemeinde statt. 

Bei dieser Versammlung hat der Gemeindebrandinspektorldie Gemeindebrand­

inspektorin einen Bericht über die beiden abgelaufenen Jahre zu erstatten. 

Die Wahlen im Zusammenhang mit§ 12 Absätze 2 und 4 der Satzung bleiben hier~ 
von unberührt. 

Die gemeinsame Hauptversanunlung wird vom Gemeindebrandinspelctor/von der 
Gemeindebrandinspektorin einbe~ 
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§16 
FEUERWEHRAUSSCHÜSSE 

Zur Unterstützung und Beratung des VVehrtOhrerstder WehrfUhreTin bei der Erfüllung ihrer Aufgaben 
wird in den Ortsteilen fOr die Freiwillige Feuerwehr der Gemeinde Gründau jeweils ein Feuerwehr­
ausschuss gebildet. 

Der Feuerwehrausschuss besteht aus dem VVehrführer/der WehrfOhrerin als Vorsilzen­
deNorsi!zender, dem stellvertretenden Wehrtohrer/der stellvertretenden VVehrführerin sowie aus 3 
Angehörigen der Einsatzabteilungen, einem Vertreter/einer Vertreterin der Ehren~ und Altersabtei­
lung und dem JugendfeuerwehJVJart/der Jugendfeuerwehrwartin des betreffenden OrtsteRs und dem 
Leiter/der Leiterin der Kindergruppe. 

Die Wahl der Vertreter der Einsalzabteilung, des Vertreters/der Vertreterin der Ehren- und Altersab­
teilung erfolgt in der Jahreshauptversammlung. Wahlberechtigt sind die Mitglieder der Einsatzabtei~ 
Jung und der Ehren~ und Altersabteilung fOr ihre jeweiligen Vertreter. 

Der/Die Vorsitzende beruft die Sitzungen des Feuerwehrausschusses ein. Er/Sie hat den Feuer~ 
Wehrausschuss einzuberufen, wenn dies mehr als die Halfte seiner Mitglieder schriftlich mit Begrün­
dung beantragt. Die Sitzungen sind nicht öffentlich. Der/Die Vorsitzende kann jedoch Angehörige 
der einzelnen P.bteilungen der Freiwmigen Feuerwehr oder andere Personen zu Sitzungen einladen. 
Der Gemeindebrandinspelctor/die Gemeindebrandinspektorin und sein Stellvertreter/seine Stellver­
treterin haben das Recht, jedefZeit an den Sitzungen teilzunehmen. Sitzungstermine sind ihnen 
rechtzeitig bekanntzugeben. Über die Sitzungen des Feuerwehrausschusses ist eine Niederschrift 
zu fertigen. 

§17 
GEMEINSAME JAHRESHAUPTVERSAMMLUNG 

Unter dem Vorsitz des Gemeindebrandinspektorstder Gemeindebrandinspektorin findet alle zwei 
Jahre eine gemeinsaiTIE! Jahreshauptversammlung aller Freiwilligen Feuerwehren der Gemeinde 
Grundau statt 

Bei dieser Versammlung hat der Gemeindebrandinspelctor/die Gemeindebrandinspektorin einen 
Bericht ober die beiden abgelaufenen Jahre zu erstatten. 

Die Wahlen im Zusammenhang mit§ 14 Absätze 2 und 4 der Satzung bleiben hieNon unberührt 

Die gemeinsame Jahreshauptversammlung wird vom Gemeindebrandinspektor!von der Gemein­
debrandinspektorin einberufen. Sie ist einzuberufen, wenn dies mindestens ein Drittel der MitgrJSder 
der Einsatzabteilungen schriftlich unter Angabe von Gründen verlangt. ln diesem Fall ist sie inner~ 
halb von zwei Wochen durchzuführen. 

Zeitpunkt, Ort und Tagesordnung der gemeinsamen Jahreshauptversammlung sind den Feuer~ 
wehrangehörigen und dem Gemeindevorstand mindestens zwei Wochen vor der Versammlung 
schriftlich bekannt zu geben. Im Fall des Pbs. 2 verkürzt sich die Frist auf eine Woche. 

Stimmberechtigt in der gemeinsamen Jahreshauptversammlung sind die Angehörigen der Einsatz­
abteilung und - mit Ausnahme der Wahl des Gemeindebrandinspektorslder Gemeindebrandin~ 
spelctorin, seines Stellvertreters/seiner Stellvertreterin-die Angehörigen der Ehren- und .A.!tersabtei~ 
Jung.§ 16 Abs. 3 bleibt unberührt Die Versammlung ist beschlussfähig, JNenn mindestens ein Drtttel 
der Mitglieder der Einsatzabteilung anwesend ist Bei Beschlussunfähigkeit ist eine zweite Ver­
sammlung nach Ablauf von zwei Wochen, spatestens aber innerhalb von vier VVochen einzuberu~ 
fen, die ohne Rücksicht auf die Zahl der armesenden Angehörigen der Einsatzabteilung beschluss­
fähig ist. 

Beschlüsse der gemeinsamen Jahreshauptversammlung werden mit einfacher Stimmenmehrheit 
gefasst. Die gemeinsaiTIE! Jahreshauptversammlung beschließt auf entsprechenden Antrag im Ein~ 
zelfall darüber, ob eine l>.bslimmung geheim erfolgen soll. 



(3) 

rufen. Sie ist einzuberufen, wenn dies mindestens ein Drittel der Mitglieder der 
Einsatzabteilung(en) schriftlich unter Angabe von Gronden verlarigt. tn diesem Fall ist sie 
innerhalb von zwei Wochen durchzufOhren. 

§ 15 Abs. 4 und 5 gilt entsprecliend. 

§ 17 
WAHLEN SES S'FA8'FBRAII81tiSPEIH9RS18ER S'FA8'FBRAIJ81NSPEI<:r91<1N,DES 

GEMEINDEBRANDINSPEKTORS/DER GEMEINDEBRANDlNSPEKTORIN, SES­
S'FEH?o'ER'FRE'FEtiSDI S:fA8'FBRAtl81tJSPiii<WRSi8ER S'FEbb'JER'FRE'FEN8EN 

S'FA8'FBFMN8IIISPEI<:r9Ritl, DES STELLVERTRETEND.EN 
GEMEINDEBRANDINSPEKTORS/DER STELLVERTRETENDEN 

GEMEINDEBRANDINSPEKTORIN, DES WEHRFÜHRERS/DER WEHRFÜHRERIN, DES 
STELLVERTRETENDEN WEHRFÜHRERS/DER STELLVERTRETENDEN WEHRFÜHRERIN, DES 
LEITERS/DER LEITERIN DER JUGENFEUERWEHR UND DER ZU WÄHLENDEN MITGLIEDER 

DES FEUERWEHRAUSSCHUSSES 

(1) Die nach dem HBKG und nach dieser Satzung durchzuführenden Wahlen werden von einem 
Wahlleiter/einer Wahlleiterin geleitet, den/die die jeweilige Versammlung bestimmt. 

(2) 

(3) 

Die Wahlberechtigten sind vom Zeitpunkt und Ort der Wahl mindestens zwei Wochen vorher 
schriftllch zu verständigen. Hinsichtlich der Beschlußfähigkeit der Versammlung gilt§ 15 Abs. 
5 Satz 2 und 3 entsprechend. 

Der Stae!EI3FaAEiil'lsj3e!der/Sie Sta61tGJ:a.F!'öiil=!speldgJ:iq, rler Gemeindebrandinspektor/dis 
Gemeindebrandinspektorin, sein Stellvertreter/seine Stellvertreterin, die WehrfOhrer/die 
Wehrfohrerinnen, die stellvertretenden WehrfOhrer/die stellvertretenden WehrfOhrerinnen, der 
Vertreter/die Vertreterio der Alters- und Ehrenabteilung fOr den Feuerwehrausschuß, der 
Leiterldie Leiterin der Jugendfeuerwehr werden einzeln nach Stimmenmehrheit gewählt; §55 
Abs. 5 HGO gilt entsprechend. 

Die Wahl der Obrigen zu wählenden Mitglieder des Feuerwehrausschusses wird als 
Mehrheitswahl ohne das Recht der Stimmenhaufung durchgefOhrt. Jeder Wahlberechtigte hat 
soviel Stimmen, wie sonstige Mitglieder des Feuerwehrausschusses zu wahlen sind. ln den 
Feuerwehrausschuß sind diejenigen gewählt, die die meisten Stimmen erhalten. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet das Los. 

(4) Gewählt wird schriftlich und geheim. Bei den Einzelwahlen (Abs. 3 Satz 1) kann durch 
Handzeichen gewählt werden, falls aus den Reihen der Wahlberechtigten sich kein 
Widerspruch erhebt. 

(5) Über sämtliche Wahlen ist eine Niederschrift anzufertigen. Die Niederschrift Ober die Wahl-e!es­
staeltBFSi9eliA5]3eli:teFS/eler St;iät8raAEiiRsßekteFiR, des Gemeindebrandinspektorslder Ge­
meindebrandinspektorin, seines Stellvertreters/seiner Stellvertreterin, der Wehrffihrerlinnen 
und der stellvertretenden Wehrführerlinnen ist innerhalb einer Woche nach der Wahl dem 
Bürgermeister/der BOrgermeisterin zur Vorlage an den -Ma§isffiH:/ Gemeindevorstand zu 
Ubergeben. 

§ 18 
FEUERWEHRVEREINIGUNGEN 

Die Angehörigen der Freiwilligen Feuerwehren können sich zu privatrechtliehen Vereinen oder 
Verbänden zusammenschließen. Die~emeinde wird Vereinigungen der Feuerwehrangehörigen 
auf-Sta8i-/Gemeindeebene fördern und im Rahmen ihrer Möglichkeiten finanziell unterstOtzen. 

§ 19 
IN KRAFTTRETEN 

(1) 

(2) 

Diese Satzung tritt am Tege nach der Vollendung ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

Gleichzeitig tritt~>f<r8ff ~ 
Gemeinde GrOndau vom 21. 

Gründau, den :· ~~ .\ ::_:_·:~.-·c.·' 

Satzung für die Freiwilligen Feuerwehren 

2. 1989 außer Kr~ft. ~ 

Der Ge~~o~~tand 
·vurr~, 

der 
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§W 
JAHRESHAUPTVERSAMMLUNG 

Unter dem Vo~ilz des Wehrführers/eier WehrfUhrerio findet jährlich eine getrennte Jahreshauptver­
sammlung der Ortsteilfeue!Wehren der Freiwilligen Feuervvehr GrOndau statt. 

Die getrennte Jahreshauptversammlung wird vom WehrfOhrertvon der Wehrfilhrerin einberufen. 
Er/Sie hat einen Bericht Ober das abgelaufene Jahr zu erstatten. 

Eine getrennte Jahreshauptversammlung der Frerv.illigen Feue!Wehr ist einzuberufen, wenn dies 
mindestens ein Drittel der Mitgfleder der Einsatzabteilung der Ortsteilfeuerwehr schriftlich unter An­
gaben von Gründen verlangt. ln diesem Fall ist sie innerhalb von zwei Wochen durchzuführen. 

§ 17 Abs. 3 bis 5 gilt entsprechend. 

§19 
WAHLEN 

Die nach dem HBKG und nach dieser Satzung durdlzufOhrenden Wahlen werden von einem Wahl­
leiter/einer Wahlleiterin geleitet, denfdie die jev.renige Versammlung bestimrnl 

Die WahlzeitfOr alle durch diese Satzung durch Wahl bestimmte Funklianen belrägt fünf Jahre. 

Die Wahlberechtigten sind vom Zeitpunkt und Ort der Wahl mindestens zwei Wochen vorher schrift­
lich zu verständigen. Hinsichtlich der Beschlussfähigkeit der Versammlung gilt § 17 
Abs. 4 Salz 3 und 4 entsprechend. 

Der Gemeindeblandinspektor/die Gerneindebrandinspektorin, sein Stellvertreter/seine SteUvertrete­
rin, die Wehrfahrer/dis Wehrfllhrerinnen, die stellvertretenden Wehrf!lhren'die stebvertretenden 
VVehrfOhrerinnen, der Vertreter/die Vertreterio der Ehren- und Altersabteilung der Gemeinde bzw. 
d're Vertreter I Vertreterio der Blren- und Altersabteilung des Feuewehrausschusses, der Juge~ 
feuerwehrwarVcfJe Jugendfeuerwehrwartin der Gemeinde bzw. die Jugendfeuerwehrw8ftel Jugend­
feuerwehrwartinnen der OrfsteJ7e werden einzeln nach Slirrunenrnehrheit gewahlt; § 55 Abs. 5 HGO 
gilt entsprechend. Stimmenhäufung und Stellvertretung sind nicht zulassig. 

Die V'v'ahl der übrigen zu wählenden Mitglieder des Feuerwehrausschusses wird als Mehrheitswahl 
ohne das Recht der stimmenhaufung durc:hgefilhrt Jeder V'v'ahlberechtigte hat soviel Stimmen, wie 
sonstige MitgUeder des Feuerwehrausschusses zu wahlen sind. ln den Feuerwehrausschuss sind 
diejenigen gewählt, die die meisten Stimmen ert"lalten. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. 

Gewahlt wird schriftlich und geheim. Bei den Einzelwahlen (Abs. 4 Satz. 1) kann durr;h Handzeichen 
gewahlt werden, falls sich aus den Reihen der Wahlberechtigten kein INiderspruch erhebt 

Über sämtliche V'v'ahlen ist eine Niederschrift anzufertigen. Die Niederschrift Ober die Wahl des Ge­
meindebrandinspektorslder Gemeindebrandinspektorin, seines Stellvertreters/seiner Stellvertreterin, 
der Wehrführerfnnen und der stellvertretenden Wehr1ührerlinnen ist 'Innerhalb einer Woche nach 
der Wahl dem BOrgermeistertder Bürgermeisterin zur Vorlage an den Gemeindevorstand zu Ober­
geben. 

§20 
FEUERWEHRVEREINIGUNGEN 

Die Angehörigen der FreiwiUigen Feuerwehren können sich zu pivatrechtlichen Vereinen oder Verbänden 
zusammenschließen. Die Gemeinde unterstützt Vereinigungen der Feuen.vehrangehörigen nach Maßgabe 
des Haushalls. 

§21 
INKRAFnRETEN 

(1) Diese Satzung tritt am Tage nach der Vollendung ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

(2) Gleichzeitig fJitt außer Kr.oft ______ _ 
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1. Anderung C 

der Satzung für die Freiwillige Feuerwehr 

i.-t..'-t.D 

J 
der Gemeinde Gründau 

Aufgrund der §§ S und 51 Nr. 6 der Hessls~::hen Gemeindeordnung (HGO) ln der Fassung vom 
01,04,1993 (GVBL 1992 18. 534) zuletzt geendert durch Gesetz vom 17.12.1996 (GVBI. 1998 I 
S. 562) in Verblndun.s mit§§ 11, 12 II des Gesetzes t:Jber den 9rendschutz, die Allgemeine Hilfe und 
den Ketestrophenschutz (HBKG) vom 17.12.1998 (GVBI. 1996 I 8. 5:30) hat 

die Gemeindevertretung der Gemeinde Gründau arn 11. 9. 2aoo 
folgende 

1. Änderung der Feuerwehrsatzung beschlossen: 

§ I 

Der Absatz 4 des § 9 erhält folgende neue Fassung: 

Angehörige der Alters~ und Ehrenabteilung können im Rahmen des§ 49 des 
Hessischen Gesetzes über den Brandschutz, die Allgemeine Hilfe und den 
Katastrophenschutz zu Hilfeleistungen herangezogen werden. 

§2 

Diese Satzungsänderung tritt am Tage nach der Vollendung ihrer Bekanntmachung 
in Kraft. 

Gründau, den 1.9. 9. 2ooo 

'/ 



2. Änderung der 

Satzung für die Freiwillige Feuerwehr der Gemeinde Gründan 

Auf Grund der§§ 5 und 51 Nr. 6 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. 3. 2oo5 (GVBI. I S. 142), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 17. lo. 2oo5 (GVBl. I S. 674, 686) in Verbindung 
mit§§ II, 12 ll des Gesetzes über den Brandschutz, die Allgerneine Hilfe 
und den Katastrophenschutz (HBKG vom 17. 12. 1998 (GVBI. I S. 561), 
zuletzt geände1t durch Gesetz vom 2'. 12. 2oo4 (GVBJ. I 5o6, 51!) hat die 
Gemeindevertretung der Gemeinde Gründau am 9. 1o. 2oo6 
folgende 

2. Änderung der Satzung f'li.r die Freiwillige Feuerwehr der Gemeinde Gründau 
(Feuerwehrsatzung) zur Satzung der Freiwilligen Feuerwehr der Gemeinde Gründan 
vom 15. 3. 2ooo 

beschlossen: 

Artikel! 

1. In§ 5 Abs. 4 wird das Wort "amtsärztlichen" durch "ärztlichen" 
ersetzt 

2. In§ 6 Abs. 1 erhält der Buchstabe a) folgende neue Fassung: 
,,der Vollendung des 6o. Lebensjahres oder auf Antrag im Sinne 
von§ lo Abs. 2 HBKG mit Vollendung des 62. Lebensjahres. 
Vor Verlängerung ~er Zugehörigkeit ZurEinsatzabteilung 
gem. § lo Abs. 2 HBKG hat sich der Antragsteller/die Antrag­
stenlerin einer ärztlichen Untersnchung zu unterziehen. Über den 
Verlängerungsantrag entscheidet der Gemeindevorstand bzw. in 
dessen Auftrag der Gemeindebrandinspektor/die Gemeindebrand­
inspektorinnach Anhörung des Feuerwehrausscbusses." 

3. In§ 9 erhält der Absatz 1 folgende neue Fassung: 
,,In die Alters- und Ehrenabteilung wird unter Überlassung der 
Dienstkleidung übernommen, wer wegen Vollendung des 6o. 
bzw. bei verlängerter Zugehörigkeit gem. § lo Abs. 2 HBKG 
mit Vollendung des 62. Lebensjahr.es, dauernder Dienstunfähigkeit 
oder aus sonstigen- wichtigen persönlichen Gründen aus der EiD­
satzabteilung al!sscheidet." 

4. In § 9 \\l:ird folgender neuer Absatz 3 eingefügt: 
"Für die Ausbildung, die Gerätewartung und die Brandschutzerziehung 
können die Angehörigen der Alters- und Ehrenabteilung auf eigenen 
Antrag freiwillig und ehrenamtlich Aufgaben übernehmen, soweit sie 
hfterfür die entsprechenden Vorkenntnisse besitzen und körperlich 
geeignet sind. Die Wahrnehmung der Aufgaben erfolgt gemäß der 
Bewilligung des Gemeindevorstandes bzw. in dessen Auftrag des 
Gemeindebrandinspektors/der Gemeindebrandinspektoren längstens 

bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres. Aus wichtigem Grund 
kann entsprechend § 6 Abs. 3 die besondere Tätigkeit beendet werden. 
Im Rahmen dieser Tätigkeit unterliegen die Angehörigen der Alters­
und Ehrenabteilung der fachlichen Aufsicht durch die Leitung der Frei­
willigen Feuerwehr. § 7 Abs. 2 S. 1 und 2 Nr. a) findet entsprechende 
Anwendung. 

5. In § 9 erhält der bisherige Absatz 3 die Nummer 4 und der bisherige 
Absatz 4 die Nummer 5. 

6. In§ 12 wird im Absatz 4 nach dem Wort "Lebensjahres" angefügt: 
"bzw. bei Vorliegen der weiteren Diensffiihigkeit, die durch ein 
ärztliches Attest n"-chzuweisen ist, lnit Vollendung des 62. Lebensjahres." 

7. In § 12 Abs. 7 'Wird nach der Zahl "6o." eingefügt: "bzw. bei verlängerter 
Zugehörigkeit gern.§ lo Abs. 2 HBKG mit Vollendung des 62. Lebensjahres" 

8. In§ 12 Absatz 8 werden hinter dem Wort "angehört" ein Punkt gesetzt 
und anschließend folgender Satz arigefugt: 
"Hinsichtlich der Anforderungen giltAbs. 4 entsprechend." 

9. In§ 12 Absatz lo wird nach der Zahl.,l" angefügt: "und Absatz 7". 

10. In§ 15 wird dem Absatz4 folgender Satz angefügt: 
"Im Fall des Absatzes 3 verkürzt sich die Frist auf eine Woche." 

11. In § 17 werden im Absatz 2 die Bez.eichnungen der Sätze 2 und 3 
durch "3 und 4" ersetzt 

Artikel2 

Diese 2. Änderung der Satzung der Freiwilligen Feuerwehr Gründau 
tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

Gründau, den ll. Oktober 2006 Der Ge~orstand 
0~ 

I 
(Meyer), Bürgermeister 
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SPD-Fraktion. Dr. Jürgen Schubert. Im Wagnersgrund 12.63564 Gründau 08. Sep. 2011 

Herr Norbert Breunig 
Vorsitzender der Gemeindevertretung 

4. Gemeindevertretersitzung 26.09.2011 

Vorlage zu TOP ~ 

Beratung und Beschlussfassung über die 
Antrag .,Bestattungswald" Beauftragung des Gemeindevorstandes mi· 

der Prüfung der Möglichkeiten und Be­
dingungen zur Errichtung und Betrieb 

Sehr geehrter Herr Breunig, eines Bestattungswaldes auf Gründauer 
Gemarkung 

zur Sitzung der Gemeindevertretung am 26.09.2011 bitten wir Sie, folgenden Antrag auf 
die Tagesordnung zu nehmen: 

Der Gemeindevorstand möge prüfen, ob und unter welchen Bedingungen die Errichtung und 
der Betrieb eines Bestattungswaldes auf Gründauer Gemarkung - ggf. durch die Gemeinde 
Gründau selbst - möglich ist. 

Begründung: 

Bei einer Waldbestattung wird die Urne mit der Asche des Verstorbenen an der Wurzel 
eines Baums beerdigt. Die Waldbestattung bietet eine Alternative zur konventionellen 
Grabstätten und gewinnt in Deutschland immer mehr an Beliebtheit. Dies hat einerseits 
damit zu tun, dass bei einer Waldbestattung die Natur die Grabpflege für die Angehörigen 
übernimmt, zudem besteht auch bereits zu Lebzeiten die Möglichkeit, sich für seine 
Beisetzung den Baum auszusuchen. 

Da die Fa. Friedwald® auf SPD-Nachfrage kein Interesse daran bekundet hat, einen 
Bestattungswald auf Gründauer Gemarkung zu betreiben, schlagen wir einen 
gemeindeeigenen Bestattungswald vor. 

Die weitere Begründung erfolgt mündlich in der Sitzung. 

Dr.2rgM~! 
Fraktionsvorsitzender 

SPD-Fraktion der SPD Gründau, Fraklionsvorsitzender: Dr. Jürgen Schuberl, Im Wagnersgrund !1, 63584 Gründau Telefon (06058) 917047 
e-Mail: info@spd-gruendau.de, Internet: http://wvM.sod-gruendau.de 




